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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der Bundesrat ging bei der Interpretation der ihm vom Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG) auferlegten Pflicht zur Information der
Öffentlichkeit einen Schritt weiter und startete im Rahmen der eidgenössischen
Volksabstimmungen vom 5. Juni 2016 einen Pilotversuch mit Videos, in welchen die
Abstimmungserläuterungen visualisiert wurden. Die Abstimmungsvideos zu den
Änderungen des Fortpflanzungsmedizingesetzes sowie zur Asylgesetzrevision wurden
auf dem rund ein Jahr zuvor eingerichteten Youtube-Kanal für
Bundesratsinformationen aufgeschaltet. In ihrer Medienmitteilung machte die
Regierung darauf aufmerksam, dass die Produktion der Videos lediglich je rund CHF
5000 gekostet hätte, was im Rahmen des ordentlichen Budgets liege. Um den
Informationsgewohnheiten besser zu entsprechen, wolle der Bundesrat auch mittels
Multimedia informieren. 
Die beiden Videos wurden laut Bundesrat rund 55'000 Mal aufgerufen, was eine
Fortsetzung des Pilotprojektes nahelege. Entsprechend wurden auch für die
Abstimmungsvorlagen vom September (Volksinitiative Grüne Wirtschaft; Volksinitiative
AHVplus; Bundesgesetz über den Nachrichtendienst) multimediale
Abstimmungserläuterungen produziert. Im Gegensatz zu den ersten Produktionen
wurden zusätzlich Untertitel für Hörbehinderte erstellt und eine verbesserte
Strukturierung der visuellen Erläuterungen vorgenommen. 
Laut Medienbericht vom Oktober wurden die drei September-Videos rund 65'000 Mal
angeklickt und der Bundesrat liess entsprechend auch eine visuelle
Abstimmungserläuterung für die im November anstehende Abstimmung über die
Atomausstiegsinitiative erstellen. 1

ANDERES
DATUM: 27.04.2016
MARC BÜHLMANN

Organisation der Bundesrechtspflege

Organisation der Bundesrechtspflege. Abstimmung vom 1. April 1990
Beteiligung: 40,7% Nein: 863 524 (52,7%) Ja: 775 870 (47,3%)
Parolen:
Nein: SP (1*), GPS, LdU, SD (2), POCH, PdA, GBS; SGB, CNG; Konsumentenbund,
Mieterverband.
Ja: FDP, CVP (6), SVP (5), LP (1*), AP; Redressement National.
Stimmfreigabe: EVP (3 Nein, 2 Ja*)
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Am 1. April lehnte der Souverän die Revision mit einer Mehrheit von 52,7% ab. Die
stärkste Ablehnung ergab sich in den Kantonen Jura (65%), Genf, Neuenburg und
Schwyz; die grössten Ja-Anteile wiesen Appenzell-Innerrhoden (55%), Nidwalden und
Waadt auf. Eine nach dem Urnengang durchgeführte Befragung zeigte, dass die
Anhänger der bürgerlichen Parteien die Parteiparolen nur schlecht befolgt hatten:
einzig die Sympathisanten der SVP waren mehrheitlich hinter der Revision gestanden
(60%), beim Freisinn hielten sich Gegner und Befürworter die Waage, während bei der
CVP die Ablehnung mit 57% dominierte. 2

ANDERES
DATUM: 01.04.1990
HANS HIRTER
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Volksrechte

Das um siebzehn Jahre ältere Referendumsrecht erlebte im Berichtsjahr eine neue
Blüte. Nach der Herbstsession wurde gegen nicht weniger als neun Vorlagen das
Referendum ergriffen (NEAT; IWF-Beitritt (2 Vorlagen); bäuerliches Bodenrecht;
Stempelabgaben; Parlamentsreform (3 Vorlagen); ETH-Gesetz). Nur gerade das
letzterwähnte kam nicht zustande, alle anderen vermochten die nötigen 50 000
Unterschriften innerhalb von drei Monaten beizubringen, wenn auch im Fall der NEAT
nur mit äusserster Mühe. Da zuvor bereits zwei Referenden eingereicht worden waren
(Gewässerschutzgesetz und Sexualstrafrecht), betrug die Gesamtzahl der mit dem
Referendum bekämpften Vorlagen insgesamt zehn. Damit wurden im Berichtsjahr 18%
aller dem fakultativen Referendum unterstellten Parlamentsbeschlüsse vor das Volk
gezogen. Diese Quote war deutlich höher als in der Periode 1981-90 (5,4%) und sie
übertraf auch den Spitzenwert des Jahrzehnts 1881-90 (10,6%), welches durch die
vehemente Opposition der Katholisch-Konservativen gegen die freisinnige
Einparteienregierung gekennzeichnet war. Es bestätigte sich die Erfahrung der letzten
Jahre, dass das Referendumsrecht nicht mehr vorwiegend das Instrument
konservativer, politisch rechter Kreise ist: dasjenige gegen die
Stempelsteuergesetzrevision stammte von einer Bundesratspartei (SP), bei drei
weiteren wurden die Unterschriften von politisch an sich gegensätzlichen Kreisen
gesammelt (NEAT und IWF- resp. Weltbank-Beitritt). 3

ANDERES
DATUM: 30.12.1991
HANS HIRTER

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. Elf Kantone (notwendig für ein Kantonsreferendum wären acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung über das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach für die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfälle bringen würde. 4

ANDERES
DATUM: 10.10.2003
HANS HIRTER

Von den drei fakultativen Referenden, die gegen 2015 vom Parlament erlassene
Beschlüsse lanciert worden waren, schafften nur zwei die Hürden. Das
Kantonsreferendum gegen den Entscheid des Parlaments zu den Grundbeiträgen des
Ressourcen- und Lastenausgleichs für 2016 bis 2019 scheiterte, weil nur vier (SH, ZG,
SZ, NW) statt der nötigen acht Kantone dagegen opponierten. Die nötige Anzahl
Unterschriften reichten hingegen die SVP mit ihrem Veto gegen das Asylgesetz sowie
die Juso gegen das Nachrichtendienstgesetz ein. Insgesamt hatte das Parlament im
Berichtsjahr 59 Bundesgesetze oder Bundesbeschlüsse gefällt, gegen die das fakultative
Referendum hätte eingereicht werden können (2014: 60). Die drei fakultativen
Referenden, die angestrengt wurden, entsprachen also 5.1 Prozent aller
referendumsfähigen Gesetze und Beschlüsse (2014: 5%).

2015 stand zudem ein fakultatives Referendum zur Abstimmung (2014: 1), das gegen das
2014 vom Parlament beschlossene Radio- und Fernsehgesetz angestrengt und Ende
Januar 2015 vom Schweizerischen Gewerbeverband mit 91'308 gültigen Unterschriften
eingereicht worden war. Bei der Abstimmung Mitte Juni 2015, wurde das Gesetz mit
einer hauchdünnen Mehrheit angenommen. 5

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Im Jahr 2019 erliess das Parlament insgesamt 54 Bundesgesetze oder
Bundesbeschlüsse, die dem fakultativen Referendum unterstellt waren (2018: 41).
Gegen insgesamt sechs dieser Erlasse (11%) wurde ein Referendum angestrengt (2018:
gegen 4; 9.8%). Damit hielt der Trend zur stärkeren Kontrolle des Parlaments durch
Referenden auch 2019 an: In den Jahren 2015, 2016 und 2017 lag der Anteil
parlamentarischer Erlasse, gegen die ein Veto eingelegt wurde, noch jeweils bei rund 4
Prozent. 
Ein Komitee um die Kampagnenplattform «Wecollect» reichte 64'933 gültige
Unterschriften gegen das E-ID-Gesetz ein; die SP wollte die Bevölkerung zur Erhöhung
des Kinderabzugs befragen und reichte dagegen 53'088 Unterschriften ein; das
Jagdgesetz wurde von verschiedenen Umwelt- und Tierschutzorganisationen bekämpft
und wird dank der eingereichten 58'570 Unterschriften an der Urne entschieden
werden; gegen den indirekten Gegenvorschlag zur Initiative für einen
Vaterschaftsurlaub reichten Vertreter der SVP und der Jungfreisinnigen 54'489
Unterschriften ein. 
Über die vier Gesetze soll im Jahr 2020 abgestimmt werden. Auch die Sammelfristen
für die beiden angekündigten Referenden gegen die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge

ANDERES
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN
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– die GSoA, die SP und die Grünen sammelten hier Unterschriften – sowie gegen das
Freihandelsabkommen mit Indonesien, angestrengt von Uniterre, laufen im Frühling
2020 ab. 

Drei fakultative Referenden, die gegen Erlasse aus dem Jahr 2018 gerichtet waren,
waren 2019 abstimmungsreif. Davon kamen zwei im Mai an die Urne und waren beide
erfolglos. Die Mehrheit der Stimmbevölkerung stützte das Parlament nämlich sowohl
hinsichtlich der Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie, gegen die ein Komitee aus der
Interessengemeinschaft Schiessen (IGS) und der SVP das Referendum ergriffen hatte,
als auch hinsichtlich des Bundesgesetzes über die Steuerreform und die AHV-
Finanzierung (STAF), mit dem verschiedene Komitees von linker und bürgerlicher Seite,
insbesondere bestehend aus Jungparteien, nicht einverstanden waren. Die Abstimmung
über die Erweiterung der Rassismusstrafnorm um den Tatbestand der sexuellen
Orientierung wurde auf Februar 2020 angesetzt. 6

Wahl- und Abstimmungsverfahren

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Dossier: Vote électronique – 2000 bis 2022

Beauftragt durch mehrere Digitalisierungsvorstösse des Parlaments legte der Bundesrat
2002 einen Bericht zu Chancen und Risiken der elektronischen Ausübung der
politischen Rechte, der so genannten «Vote électronique» vor, worunter
elektronisches Abstimmen und Wählen (E-Voting), elektronisches Sammeln von
Unterschriften (E-Collecting) und die elektronische Behördeninformation bei Wahlen
und Abstimmungen verstanden wird. 
In der Folge wurden in einzelnen Gemeinden (in den Kantonen GE, NE, ZH) vom Bund
bewilligte Pilotprojekte zu E-Voting durchgeführt, über die der Bundesrat 2006 einen
eher zurückhaltenden Bericht vorlegte. Es gelte «Sicherheit vor Tempo», E-Voting solle
demnach vor allem Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern dienen. In der Folge
führten zwölf Versuchskantone (BE, LU, FR, SO, BS, SH, SG, GR, AG, TG, NE, GE) mit drei
unterschiedlichen Systemen E-Voting für im Ausland wohnhafte Stimmberechtigte ein.
In den Kantonen Genf und Neuenburg konnte zudem eine begrenzte Zahl an in den
beiden Kantonen wohnhaften Personen elektronisch abstimmen und wählen. 
2013 legte der Bundesrat einen neuerlichen Bericht vor, in dem er für die
Nationalratswahlen 2015 die Nutzung von E-Voting durch eine Mehrheit der
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer ankündigte. In der Folge scheiterten
verschiedene Vorstösse, die eine raschere Gangart forderten, genauso wie Vorstösse,
die den Ausbau von E-Voting aus Sicherheitsbedenken bremsen wollten. Insgesamt
nahm aber die Skepsis gegenüber der sicherheitstechnischen Umsetzung von E-Voting
zu und 2015 erteilte der Bundesrat neun Kantonen aufgrund sicherheitstechnischer
Mängel des von ihnen benutzten Systems keine Bewilligung für E-Voting mehr. In der
Folge standen lediglich noch das System des Kantons Genf und ein neu entwickeltes
System der Schweizerischen Post zur Verfügung. 
Bis Ende 2016 hatte die Hälfte aller Kantone Erfahrungen mit E-Voting gesammelt. Der
Bundesrat sprach sich 2017 für flächendeckendes E-Voting als ordentlichen dritten
Kanal aus und legte 2018 eine entsprechende Revision des Bundesgesetzes über die
politischen Rechte vor. Den Kantonen bliebe allerdings freigestellt, ob sie
elektronisches Abstimmen und Wählen nutzen wollen.  
Die bundesrätliche Unterstützung für E-Voting begegnete jedoch 2018 wachsendem
Widerstand. Zwar scheiterten zwei parlamentarische Initiativen, die ein Moratorium für
E-Voting verlangten, 2019 wurde aber eine entsprechende Volksinitiative lanciert (die
allerdings 2020 an der Unterschriftenhürde scheiterte). Ende 2018 kündigt der Kanton
Genf an, sein System aus Kostengründen nicht weiter zu betreiben. Eine
Standesinitiative, die den Bund zur Mitfinanzierung aufgefordert hatte, wurde
abgelehnt. Einziges verbleibendes System war damit jenes der Post, was auf Kritik
stiess, auch weil es sich bei einem Stresstest 2019 als zu wenig sicher erwies. Der
Bundesrat stoppte in der Folge die Bemühungen, E-Voting als dritten Kanal für die
Stimmabgabe einzuführen, und richtete 2020 den Versuchsbetrieb neu aus. Die
nötigen revidierten Verordnungsgrundlagen traten per 1. Juli 2022 in Kraft. Die Post
entwickelte in der Zwischenzeit ein verbessertes System, das von unabhängigen
Expertinnen und Experten überprüft wurde, 2022 aufgrund weiterhin bestehender

ANDERES
DATUM: 05.10.2000
MARC BÜHLMANN
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Mängel aber noch keine Bewilligung erhielt. 

2018 gab der Bundesrat bekannt, dass E-Collecting nicht weiterverfolgt werden sollte.
Dies stiess auf Kritik, weil Digitalisierung im Sinne von «Civic Tech» laut dem Parlament
möglichst viele Aspekte umfassen sollte. Die Plattform «WeCollect» und andere
ähnliche Vorhaben, die Unterschriftenbögen online anbieten und Netzwerke von
potenziell Unterschriftswilligen schufen, schienen Unterschriftensammlungen zu
vereinfachen. 2021 verlangte der Nationalrat per Postulat einen Bericht über eine
mögliche Einführung digitalen Unterschriftensammelns. 

Chronologie
2000: Vorstösse zu «E-Switzerland» 
2002: Bericht des Bundesrats zu Chancen, Risiken und Machbarkeit elektronischer
Ausübung politischer Rechte
2002-2005: Versuche mit E-Voting (Anières, Testgemeinden Abstimmung vom 26.9.04;
Testgemeinden Abstimmung vom 27.11.04)
2006: Bericht des Bundesrats zu den Pilotprojekten
2013: Evaluationsbericht des Bundesrats zu Vote électronique 2006-2012
2013-2019: Verschiedene Vorstösse zur Beschleunigung (z.B. Mo. 11.3879, Mo. 15.4260),
aber auch für eine Einschränkung der Pilotprojekte (z.B. Mo. 13.3812, Pa.Iv. 15.412, Mo.
15.4237; Pa.Iv. 17.471 und Pa.Iv. 18.420; Pa.Iv. 18.427; Pa.Iv. 18.468) werden abgelehnt
2015: Keine Bewilligung für System von Konsortium aus neun Kantonen
2016/2017: Roadmap für flächendeckende Einführung von medienbruchfreiem E-
Voting
2017: Sicherheitsbedenken nehmen zu
2018: Bundesrat legt Teilrevision des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vor;
Genfer System droht das Aus; Post als einzige Anbieterin stösst auf Kritik; E-Collecting
soll nicht weiterverfolgt werden, was auf Kritik stösst
2019: Volksinitiative für ein E-Voting-Moratorium wird lanciert; Genf gibt eigenes
System auf, weil es vom Bund nicht finanziert wird; System der Post besteht
Sicherheitstests nicht, Bundesrat beschliesst, Überführung von E-Voting in
ordentlichen Betrieb vorerst zu stoppen und Nationalrat beschliesst einen Marschhalt.
2020: Neuausrichtung des Versuchsbetriebs und Entwicklung eines alternativen
Systems durch die Post
2021: System der Post wird vom Bund überprüft; Vernehmlassung zur Neuausrichtung
fällt mehrheitlich positiv aus; Postulat fordert Bericht zu möglichen Folgen einer
Einführung von E-Collecting
2022: Kantonale Versuche mit E-Voting sind grundsätzlich wieder möglich; System der
Post besteht aber Sicherheitsüberprüfung nicht und muss überarbeitet werden.

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zum ersten Mal wurde die Durchführung der eidgenössischen Wahlen durch die OSZE
beobachtet. Auf Einladung des Bundesrates befand sich eine internationale Delegation
des OSZE-Büros für demokratische Institutionen und Menschenrechte im Juni und
dann nochmals während der Wahlen im Oktober in der Schweiz. Hintergrund der doch
mit einigem Erstaunen zur Kenntnis genommenen Mission waren nicht Beschwerden
über Unkorrektheiten bei den schweizerischen Wahlen, sondern Kritiken aus
osteuropäischen Ländern, dass von der OSZE meist nur ihre Wahlen und kaum jemals
diejenigen der Westeuropäer kritisch examiniert würden. Siehe dazu auch Nationalrätin
Haering mit ihrer Motion (07.3229). 7

ANDERES
DATUM: 23.08.2007
HANS HIRTER

Die Diskussionen um die Vor- und Nachteile von E-Voting hielten auch im Jahr 2015 an.
Die kritischen Stimmen wurden dabei immer lauter: Insbesondere die Frage der
Sicherheit wurde virulent debattiert. Eigentlich sei es unwichtig, ob zu erwartende
Hackerangriffe erfolgreich seien oder nicht, das Vertrauen ins Wahlsystem und letztlich
in die Demokratie würden so oder so Schaden nehmen, hiess es von dieser Seite. Von
den Befürwortenden wurde hingegen hervorgehoben, dass E-Voting die politische
Beteiligung wenn nicht erhöhen, so doch wenigstens halten könne. Insbesondere für
die Auslandschweizerinnen und -schweizer sei elektronisches Abstimmen und Wählen
teilweise die einzige Möglichkeit, rechtzeitig an die Unterlagen gelangen und
teilnehmen zu können. So zeigten Studien aus den Kantonen Genf und Neuenburg, die
nicht nur Auslandschweizerinnen und -schweizern das elektronische Abstimmen

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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erlauben, sondern auch einem Teil der ansässigen Bevölkerung, dass das Instrument die
Beteiligung nicht erhöht, aber vor allem im Ausland recht rege benutzt wird. E-Voting
sei vor allem als Substitut der brieflichen Abstimmung zu betrachten und erschliesse
kaum neue Abstimmende, so das Fazit dieser Analysen. Es sei klar, dass Sicherheit und
Zuverlässigkeit an erster Stelle stehen müssten, erklärten die Befürwortenden, man
könne aber die technische Entwicklung nicht aufhalten – null Risiko gebe es nirgends.
Auch für den Bundesrat stand die Sicherheit im Zentrum – er forderte nach wie vor
«Sicherheit vor Tempo». Auch wenn das Fernziel wahrscheinlich einst
flächendeckendes E-Voting sein dürfte, wurde in den Testkantonen bisher lediglich ein
maximaler Anteil von 10 Prozent der Stimmberechtigten für E-Voting zugelassen. 

Derweil wurden die Experimente mit dem elektronischen Abstimmen in den
Testkantonen fortgeführt. Bisher hatten 13 Kantone erste Versuche mit E-Voting
durchgeführt (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG, GE, LU, BS, NE). Im Kanton Zürich
lehnte das Parlament einen Vorstoss der SVP ab, der einen Übungsabbruch verlangt
hätte. Der Kanton Bern stellte die Umsetzung im Berichtsjahr wieder zurück. In Genf
beantragte die Regierung, den Quellcode des eigenen Systems im Internet zu
publizieren, um die Transparenz zu erhöhen und Dritten die Möglichkeit zu geben, das
System auf seine Sicherheit zu überprüfen.  

In technischer Hinsicht bestanden schweizweit drei verschiedene Systeme, die sich
konkurrierten. Das so genannte «Genfer System (CHvote)», das vom Kanton selber
entwickelt worden war, nutzen neben dem Kanton Genf auch die Kantone Basel-Stadt
und Luzern – und bis zum abschlägigen Entscheid auch Bern. Die spanische Firma Scytl
war in Neuenburg für die Umsetzung von E-Voting zuständig und ein so genanntes
Konsortium aus neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG) bezog die Technik
von der Schweizer Tochter des US-Konzerns Unisys. Die Abhängigkeit von ausländischen
Firmen geriet allerdings zunehmend in die Kritik, da das Risiko von Spionage gross sei.
Als dann die Schweizerische Post auf dem E-Voting-Markt auftrat, wechselte der Kanton
Neuenburg zu dieser neuen Plattform. Allerdings arbeitete die Post eng mit dem
spanischen Unternehmen Scytl zusammen, das zwar im E-Voting-Bereich weltweit
führend ist, aber laut der Zeitung Schweiz am Sonntag auch das US-
Verteidigungsministerium zu seinen Kunden zähle. 

Im Wahljahr 2015 beantragten die E-Voting-Kantone, zum ersten Mal nicht nur
Abstimmungen, sondern auch Wahlen mittels E-Voting durchzuführen. 2011 war dies
erst für Auslandschweizerinnen und -schweizer aus vier Kantonen möglich gewesen.
2015 sollten nun im Ausland wohnende Schweizerinnen und Schweizer aus den 13 dies
beantragenden Kantonen in den Genuss von E-Voting bei Wahlen kommen (AG, BS, FR,
GE, GL, GR, LU, NE, SO, SG, SH, TG, ZH). Im Sommer entschied der Bundesrat allerdings,
das Gesuch der neun Kantone des Konsortiums nicht zu bewilligen, weil das System
eine Lücke beim Stimmgeheimnis aufweise. Offenbar bestand eine Möglichkeit, vom
System gelöschte Daten später wiederherzustellen. Der Entscheid des Bundesrates
wurde als «schwerer Rückschlag» kommentiert (NZZ). Die betroffenen Kantone
kritisierten ihn harsch und der Interessenverband der Auslandschweizerinnen und
-schweizer (ASO) zeigte sich «bestürzt». Die Kritiker hingegen sahen sich bestätigt: Die
Junge SVP überlegte sich die Lancierung einer Volksinitiative, mit der der sofortige
Übungsabbruch verlangt würde. 
Den restlichen vier Kantonen (NE, GE, BS, LU) gab die Regierung freilich grünes Licht.
Damit konnten die rund 34'000 im Ausland wohnenden und aus diesen vier Kantonen
stammenden sowie 96'000 in den Kantonen Neuenburg und Genf domizilierte
Wahlberechtigte per Internet wählen, wovon dann letztlich allerdings lediglich rund
13'000 Bürgerinnen und Bürger Gebrauch machten.

Nachdem der Bundesrat dem Konsortium mit seinem Entscheid praktisch den
Todesstoss verpasst hatte, buhlten das Genfer System und das neue System der Post
um die neun Kantone, die dem Konsortium angehört hatten. In der Tat hatte dieses
Ende September beschlossen, nicht mehr in das System zu investieren und sich
entsprechend aufzulösen. Die Zukunft des E-Voting schien damit unsicher und das
erklärte Fernziel einer flächendeckenden Möglichkeit für elektronisches Abstimmen
und Wählen war in weite Ferne gerückt. 8

01.01.65 - 01.01.21 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Aufgrund der provisorischen Zahlen zur Bevölkerungsentwicklung in den Kantonen liess
sich Mitte 2017 errechnen, dass es bei den Nationalratswahlen 2019 erneut zu einer
Verschiebung der Anzahl Sitze in den Kantonen kommen wird. Nutzniesser werden die
Kantone Genf (neu 12 Sitze) und Waadt (neu 19 Sitze) sein, die auf Kosten von Bern (neu
24 Sitze) und Luzern (neu 9 Sitze) ihre Zahl an Volksvertreterinnen und Volksvertretern
erhöhen dürften. Bern hatte bereits bei den Wahlen 2015 einen Sitz verloren. Der
Bundesrat bestätigte diese Berechnungen Ende August. 9

ANDERES
DATUM: 12.08.2017
MARC BÜHLMANN

Im Herbst 2018 lancierte die Bundeskanzlei ihre neue Abstimmungs-App «VoteInfo»
mit übersichtlichen Informationen zu allen anstehenden kantonalen und nationalen
Abstimmungen. Neben den Abstimmungserläuterungen und den wichtigsten
Argumenten können auch die Parolen der Parteien abgerufen werden. Am
Abstimmungstag selber werden zudem die Resultate des Urnengangs präsentiert und
laufend aktualisiert, sowohl auf Ebene Kanton als auch auf Ebene Gemeinde. Vorbild für
die Applikation war ein ähnliches Angebot des Kantons Zürich («Züri stimmt App»). Als
sehr erfreulich wurde in den Medien der Umstand bezeichnet, dass alle Kantone das
Vorhaben unterstützen und die entsprechenden Daten liefern. Kritik kam vom
Dachverband der Schweizer Jugendparlamente (DSJ), der im Rahmen von Easyvote –
dem Kompetenzzentrum für die Förderung der politischen Teilhabe junger
Erwachsener mittels entsprechend aufbereiteter Abstimmungsinformationen – eine
ähnliche App lancieren wollte: Die Applikation des Bundes nutze die Möglichkeiten noch
zu wenig. Bedenken äusserte auch Franz Grüter (svp, LU), der sich als Kritiker von E-
Voting einen Namen machte. Er hoffe, dass die App nicht eine Vorstufe für E-Voting
sei. 10

ANDERES
DATUM: 19.07.2018
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Eine Aufwertung der Stellung der Kantone in der Bundespolitik wünscht auch die CVP.
Ständerat Cottier (cvp, FR) und Nationalrat Engler (cvp, Al) (93.3169) reichten identische
Motionen ein, in denen sie namentlich auch institutionelle Änderungen fordern. So soll
beim Kantonsreferendum die heute erforderliche Anzahl von acht beteiligten Kantonen
gesenkt werden, damit beispielsweise die sechs mehrheitlich französischsprachigen
Kantone eine Volksabstimmung verlangen können, und zusätzlich soll auch ein ähnlich
ausgestaltetes Initiativrecht eingeführt werden. Vorgeschlagen wird in den Motionen
auch ein Bundesgesetz über die Mitwirkung der Kantone bei der Aussenpolitik und die
Bildung einer nationalen Regierungskonferenz aus Vertretern des Bundesrates und der
Kantonsregierungen. 11

ANDERES
DATUM: 20.03.1993
HANS HIRTER

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

En accord avec son groupe, Chantal Galladé (ps, ZH) avait déposé une intervention
parlementaire afin que l'achat d'avions de combat soit soumis au référendum (Mo.
17.3394). Sans l’informer, la direction du Parti socialiste a retiré son intervention,
jugeant la formulation trop étroite et n'étant plus actuelle. Froissée, la conseillère
nationale a donc réagi dans le journal SonntagsBlick. L'aile droite du PS, dont elle fait
partie, est favorable à l'acquisition de 30 avions de combat, alors que le PS exige le
déploiement des F/A-18 au-delà de 2030. Elle souhaite la soumettre au référendum
facultatif et l'inscrire dans le cadre du budget ordinaire de l’armée, qui est de 5
milliards de francs par année. En novembre, le Conseil fédéral avait fixé à 8 milliards
l'enveloppe allouée à l'achat de la nouvelle flotte et du nouveau système de défense
sol-air. 12

ANDERES
DATUM: 16.01.2018
DIANE PORCELLANA
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Vor allem wegen der Reduktion des Entschädigungssatzes von 80 auf 70% und der
Einführung der Zwischenverdienstregelung, die ihrer Ansicht nach zu einem generellen
Lohndumping führen könnte, ergriff die PdA mit Unterstützung des SGB und der SP –
nicht aber des CNG, der die Vorteile der neuen Regelung (längere Bezugsdauer) höher
einstufte als deren Nachteile – das Referendum. Weil sie die Ausdehnung der
Bezugsdauer und den Verzicht auf die zusätzliche Degression nach 250 Tagen
ablehnten, sprangen auch Dachverbände der Arbeitgeber und des Gewerbes – wenn
auch nur inoffiziell – auf den Referendumszug auf. Trotz dieser "unheiligen Allianz"
wurde die Vorlage in der Volksabstimmung mit einer deutlichen Mehrheit von mehr als
70% Ja-Stimmen angenommen. 13

ANDERES
DATUM: 16.07.1993
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Asylpolitik

SP und Grüne erklärten, die Vorlage zusammen mit Flüchtlings- und
Menschenrechtsorganisationen sowie kirchlichen Verbänden mit dem Referendum zu
bekämpfen: Die Nichteintretensentscheide bei Papierlosen verletzten die
Flüchtlingskonvention, die Weitergabe von Personendaten gefährdeten Verwandte von
Asylsuchenden im Heimatland, die Verschiebung der Entscheidkompetenz vom Bund zu
den Kantonen führe zu Willkür bei Härtefällen, der Sozialhilfestopp treffe auch
besonders verletzliche Personen wie Minderjährige und die Zwangsmassnahmen seien
unverhältnismässig. 14

ANDERES
DATUM: 23.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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